
 

 

Trinkwasserreglement 
der Gemeinde Staldenried 
 
DIE URVERSAMMLUNG DER GEMEINDE STALDENRIED 
 
EINGESEHEN 
• das Bundesgesetz über Lebensmittel und Gebrauchsgegenstände (LMG) vom 

09.10.1992; 
 

• die eidgenössische Lebensmittelverordnung (LMV) vom 01.03.1995; 
 

• die eidgenössische Verordnung über die hygienisch-mikrobiologischen Anforde-
rungen an Lebensmitteln, Gebrauchsgegenstände, Räume, Einrichtungen und 
Personal (HYV) vom 26.06.1995; 

 

• das kantonale Gesetz betreffend die Anwendung des Bundesgesetzes über die 
Lebensmittel und Gebrauchsgegenstände vom 21.5.1996; 

 

• den Beschluss betreffend die Trinkwasseranlagen vom 08.01.1969; 
 

• das Gesetz vom 13.11.1980 über die Gemeindeordnung (GGO); 
 
auf Antrag des Gemeinderates 
 
 

beschliesst: 
 
1.    Allgemeine Bestimmungen 
 
Art. 1 Zweck 
 
 Die Trinkwasserversorgung der Gemeinde Staldenried hat die Aufgabe, 

die Bewohner im Gebiete ihres Verteilnetzes mit Trinkwasser in genügen-
dem Masse und hygienisch einwandfreier Qualität sowie mit Gebrauchs-
wasser zu versorgen. Gleichzeitig soll eine genügende Wassermenge zu 
Feuerlöschzwecken bereit gestellt werden. 

.  
 
Art. 2 Kontrolle und Aufsicht 
 
 Die Trinkwasserversorgung ist ein Betriebszweig der Gemeinde Stalden-

ried. Die Überwachung derselben ist dem Gemeinderat oder einer von ihm 
beauftragten Kommission anvertraut. 

 



 

 

Art. 3  Finanzierung 
 

 Das Trinkwasser wird nach einem vom Gemeinderat und der Urversamm-
lung genehmigten und vom Staatsrat homologierten Tarif geliefert.  

 
Der Betrieb der Wasserversorgung erfolgt nach dem Grundsatz der 
Selbsttragbarkeit. Die Kosten für Neubauten, Betrieb und Unterhalt der öf-
fentlichen Versorgungsanlagen sowie für Abschreibungen und Amor-
tisationen werden aus dem separat zu führenden Wasserkonto gedeckt. 
 
Reglement und Tarif gelten für das gesamte Versorgungsgebiet. 

 
 
Art. 4 Wasserabgabe 
 
 Das Wasser wird an die Liegenschaftseigentümer abgegeben, die sich im 

Bereich des Versorgungsnetzes befinden. 
 
 

Diese werden dadurch Abonnenten und anerkennen als solche die Be-
stimmungen des Reglements. 
 
Die Abgabe von Trink- und Tränkewasser erfolgt im Rahmen der Leis-
tungsfähigkeit der Versorgungsanlagen. 
 
Die Besitzer von industriellen Anlagen, deren Verbrauch die Leistungs-
fähigkeit der Wasserversorgung übersteigen, können angehalten werden, 
das notwendige Wasser selbst zu besorgen, ausgenommen das zu Trink- 
und Waschzwecken von Personen notwendige Wasser. 
 
Die Groberschliessung durch die Gemeinde erfolgt nur im Rahmen des 
Perimeters der Bauzone. Die gemeindeeigenen Anlagen werden, ent-
sprechend dem Zonennutzungsplan und Bauzonenplan, fortschreitend mit 
der Baulanderschliessung erstellt.  
 
Bei einer späteren Umzonung / Umnutzung können privat erstellte Trink-
wasserleitungsnetze gegen Entschädigungen durch die Gemeinde über-
nommen werden. In diesem Falle entschädigt die Wasserversorgung dem 
Eigentümer die Erstellungskosten, vermindert um den Betrag der An-
schlussgebühren für die im Zeitpunkt der Übernahme angeschlossenen 
Bezüger. 
 
 



 

 

Art. 5 Missbrauch 
 

 Jeder Missbrauch bei der Wasserbenützung soll verhindert werden. Der 
Gemeinderat ist befugt Zuwiderhandlungen mit Bussen zu ahnden. In be-
sonders schweren Fällen ist der Gemeinderat befugt, die Wasserabgabe 
zu reduzieren oder zu unterbinden. Die dadurch entstehenden Kosten 
trägt der Eigentümer. 

 
 
Art. 6 Störungen im Trinkwassersystem 
 
 Allfällige Unterbrechungen des Wasserzuflusses, ungenügende Deckung 

des Bedarfs oder andere vorübergehende Mängel in der Wasserversor-
gung, die nicht selbst verschuldet sind, verpflichtet die Gemeinde weder 
zu einem Schadenersatz noch zur Herabsetzung des Tarifs. 

 Der Gemeinderat ist berechtigt, in Notzeiten alle ihm nötig erscheinenden 
Massnahmen zu ergreifen, um jeder Verschwendung vorzubeugen. 
 

 
Art. 7 Verfahren bei ausbrechenden Bränden und Feuerwehrübungen 
 
 Bei Feueralarm und bei Feuerwehrübungen stehen dem Feuerwehrdienst 

die Installationen der öffentlichen und privaten Hydranten soweit als benö-
tigt zur freien Verfügung. 
 
Die Hydranten dienen in der Regel nur zu Feuerlöschzwecken. Ausnah-
men zu dieser Regel müssen vorgängig vom Gemeinderat oder dem zu-
ständigen Ressortchef bewilligt werden. Über eine etwaige Entschädigung 
bestimmt der Gemeinderat. 
 

 
2.        Bewilligungsverfahren 

 
Art. 8 Pflicht zum Wasserbezug 
 

Die Einwohner der Gemeinde Staldenried im Bereich der Trinkwasser-
versorgung sind verpflichtet, das nötige Trinkwasser aus dem Leitungs-
netz der Wasserversorgung zu beziehen. Von dieser Bezugspflicht sind 
nur jene entbunden, die bereits über Anlagen verfügen, die geeignetes 
Trinkwasser in genügender Menge und ordnungsgemässer Qualität liefern 
oder wenn ihnen solches Wasser in unmittelbarer Nähe zur Verfügung 
steht. Private Wasserversorgungen sind ebenfalls bewilligungspflichtig. 
 
 



 

 

Art. 9  Anmeldung für den Wasserbezug 
 
 Jedes Gesuch um Anschluss an das Leitungsnetz, sei es für einen dauer-

haften oder einen vorübergehenden Zweck, muss vom Liegenschafts-
eigentümer unter Benützung des hierfür vorgeschriebenen Formulars bei 
der Gemeindeverwaltung eingereicht werden. 

 
Dasselbe gilt auch bei Erweiterungen, Erneuerungen oder Abänderungen 
der bereits bestehenden Installationen. 
 
Die Anschlussinstallation an das Trinkwassernetz darf nur von dem vom 
Gemeinderat beauftragten Brunnenmeister oder ausnahmsweise von ei-
nem durch den Gemeinderat legitimierten Installateur ausgeführt werden.
  

 
Art. 10 Abonnementsdauer 
 
 Eine dauernde Wasserabgabe erfolgt nur an den Eigentümer einer Lie-

genschaft. Das Abonnement beginnt mit dem jeweiligen Anschluss an das 
Trinkwassernetz und gilt ohne spezielle Vereinbarung auf unbestimmte 
Zeit. 

 
 Beim Verkauf seiner Liegenschaft hat der Abonnent die Pflicht, die Ge-

meindeverwaltung davon sofort schriftlich in Kenntnis zu setzen. Im Unter-
lassungsfalle schuldet er die Gebühren bis zur Abmeldung. 

 
Art. 11  Aufhebung eines Abonnements 
 
 Bei Aufhebung des Abonnements ist die Gemeinde berechtigt, die Leitung 

des Eigentümers auf seine Kosten von der öffentlichen Leitung abzusch-
neiden. 

 
 Auf Antrag des Abonnenten kann die jeweilige Zuleitung stillgelegt wer-

den. Bei einem späteren Wiederanschluss sind jedoch die ordentlichen 
Anschlussgebühren fällig. 

 
 



 

 

3.        Verteilnetz und technische Vorschriften 
 
Art. 12 Ausbau des Verteilnetzes 
 
 Die Gemeinde trägt die Kosten der Erstellung von Hauptleitungen und 

Hydranten innerhalb der Bauzone nach der jeweils gültigen Bauordnung 
und sofern sie jederzeit Dritte anschliessen kann.  
Als Hauptleitungen gelten alle jene der Gemeinde gehörenden, im privaten 
oder öffentlichen Grund liegenden Leitungen des Verteilnetzes, die nach 
Dimension und Anlage für den Anschluss mehrerer Zuleitungen zu Liegen-
schaften und Hydranten bestimmt sind.  

 
 Der Gemeinde steht für die von ihr zu erstellenden Leitungsanlagen ein 

Durchleitungsrecht auf Privatgrundstücken zu. Eine Entschädigung ist nur 
zu leisten, soweit diese Inanspruchnahme Schäden verursacht. Die Ge-
meinde kann das Enteignungsrecht in Anspruch nehmen, um für Anlagen 
der Wasserversorgung privaten Boden oder Dienstbarkeiten zu erwerben. 

 
 Ab den Hauptleitungen übernimmt der Abonnent die entsprechenden Kos-

ten für die Zuleitungen sowie den Erwerb von allfällig notwendigen Durch-
leitungsrechten, gemäss den Bestimmungen des Art. 691 des ZGB.   

 
 Die Zuleitungen und Installationen an Gebäuden sind in fachtechnisch 

einwandfreier Weise zu erstellen. Insbesondere sind die Zuleitungen so zu 
isolieren, dass bei anhaltender Kälte ein Einfrieren der Leitungen ohne 
ständiges Laufenlassen des Wassers verhindert wird. Fehlerhafte Installa-
tionen müssen auf Kosten des Abonnenten verbessert werden. Die Privat-
leitungen sind dauerhaft in gutem Zustand zu erhalten. Die Gemeinde ist 
befugt, unterlassene Unterhaltsarbeiten auf Kosten des Abonnenten aus-
zuführen. 

 
Art. 13 Prüfung von Leitungen und Installationen 
 
 Die Hausinstallationen sind dauernd in gutem Zustand zu halten. Die Ge-

meinde hat das Recht, die Hausinstallationen jederzeit kontrollieren zu 
lassen. Der mit diesen Kontrollen beauftragte Funktionär hat Zutritt zu al-
len Räumlichkeiten der Liegenschaft. 

 
 Werden Installationsmängel festgestellt, so wird dem Abonnenten eine 

Frist gewährt, um diese zu beheben. Wird die Behebung der Mängel ver-
weigert, ist der Gemeinderat berechtigt, die Wasserlieferung zu unterbin-
den. 

 



 

 

4. Finanzierung der Trinkwasserversorgung/  Rechnungsstellung 
 
Art. 14 Gebührenarten 
 

 Die Gemeinde erhebt für die Finanzierung der Trinkwasserversorgung Bei-
träge und Gebühren. Diese werden im Sinne der Selbsttragbarkeit festge-
legt. Dabei wird zwischen Grundeigentümerbeiträgen, einer Anschluss- 
und einer jährlichen Benutzungsgebühr unterschieden. Die jährliche Be-
nutzungsgebühr besteht in der Regel aus:    

 
1. einer Grundtaxe, 
2. einem Verbrauchstarif, 
3. einer Zählermiete. 

 
 
Art. 15 Wasserzähler 
 

 Die Wasserabgabe erfolgt in der Regel nur über einen Wasserzähler.  Die 
Zähler werden von der Gemeinde leihweise geliefert. Für Liegenschaften 
im Gesamt-, Mit- oder Stockwerkeigentum wird das Wasser gesamthaft 
abgegeben. Das gleiche gilt auch für Liegenschaften mit gemeinsamer Zu-
leitung oder gemeinsamem Wasserzähler. Ausnahmen müssen vom Ge-
meinderat bewilligt werden.  

 
Der Zähler bleibt Eigentum der Gemeinde. Der Standort des Zählers muss 
so gewählt sein, dass dessen Kontrolle jederzeit gewährleistet ist. Dieser 
Standort muss frostsicher sein. 
 
Ein- und Ausbau des Zählers gehen zu Lasten des Abonnenten. Die 
Arbeiten werden vom Brunnenmeister ausgeführt und dem Abonnenten di-
rekt in Rechnung gestellt.  
 
Der normale Unterhalt und die periodische Prüfung der Zähler gehen zu 
Lasten der Gemeinde. 
 
Für Schäden, die nicht auf normale Abnützung zurückzuführen sind, haftet 
der Abonnent. 
 
Der Abonnent kann eine Nachprüfung des Zählers verlangen. Ergibt die 
Prüfung eine Abweichung von grösser +/- 6 %, so übernimmt die Gemein-
de die Kosten für die Prüfung und den Zählerwechsel. Andernfalls gehen 
die Kosten für die Prüfung und das Auswechseln des Zählers zu Lasten 
des Abonnenten. 

 
 



 

 

Art. 16 Ablesen der Zähler 
 

 In der Regel werden die Zähler einmal jährlich abgelesen. Die Gemeinde-
verwaltung kann aber jederzeit Gebrauchskontrollen anordnen. 

 
Art. 17 Rechnungsstellung 
 
 Die Rechnungsstellung für die Grundtaxe, den Wasserverbrauch und die 

Zählermiete erfolgt in der Regel einmal jährlich. Reklamationen wegen zu 
beanstandender Rechnungen sind innert 30 Tagen an die Gemeinde zu 
richten. 

 
Die nach Tarif vom Abonnenten zu zahlende Grundtaxe und Zählermiete 
ist auch dann zu entrichten, wenn kein Wasser bezogen wird. 

 
 Pro Zähler wird nur eine Rechnung erstellt. Bei Zählern für Liegenschaf-

ten, die sich im Gesamt-, Mit- oder Stockwerkeigentum befinden, ist – falls 
nicht jeder Abonnent  einen eigenen Zähler besitzt – der Gemeinde ein 
Verwalter oder die verantwortliche Person für den Rechnungsempfang zu 
melden, wobei die einzelnen Bezüger solidarisch haften. 

 
 Sofern der tatsächliche Wasserverbrauch infolge Versagens des Wasser-

zählers nicht festgestellt werden kann, wird die Rechnung auf Grund des 
mutmasslichen Verbrauchs ausgestellt. Als Bemessungsgrundlage dient 
dabei die vorangegangene oder kommende Bezugsperiode, falls nicht 
vorhanden, der Verbrauch eines ähnlich gelagerten Haushalts. 

 
 Wenn die Gebühren für den Wasserbezug 14 Tage nach der zweiten Zah-

lungsaufforderung nicht entrichtet wird, kann die Betreibung eingeleitet 
werden und dem Abonnenten die Wasserzufuhr unterbrochen werden. Die 
Kosten hierfür gehen zu Lasten des Abonnenten. 

 
 
5.  Schluss- und Strafbestimmungen 
 
Art. 18 Strafbestimmungen 
 
 Bei Zuwiderhandlungen oder nachweislicher Wasserverschwendung, ist 

der Gemeinderat berechtigt, Bussen von Fr. 100.-- bis 10’000.-- zu ver-
hängen. Konzessionierten Installateuren kann bei gröblicher Verletzung 
dieses Reglements vom Gemeinderat zusätzlich die weitere Installations-
bewilligung entzogen werden. 

 
 
 



 

 

 
Art. 19 Schlussbestimmungen 
  
 Gegen Verweis- und Bussenverfügungen des Gemeinderates, die dieser 

gestützt auf das vorliegende Reglement fällt, kann innert 30 Tagen nach 
Zustellung schriftlich Einsprache erhoben werden. Die Einsprache ist unter 
Angabe der Beweismittel an den Gemeinderat zu richten. 

 
 Einspracheentscheide des Gemeinderates können innert 30 Tagen seit 
Zustellung mittels Berufung beim Kantonsgericht angefochten werden.  

 
 Alle übrigen Verfügungen und Einspracheentscheide des Gemeinderates 

können innert 30 Tagen seit Eröffnung mittels Beschwerde beim Staatsrat 
angefochten werden. Massgebend sind die Bestimmungen des Gesetzes 
vom 6.10.1976 über das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungs-
rechtspflege (VVRG). 

 
Art. 20 Tarifanpassungen 
 
 Der Gemeinderat legt die Höhe der Gebühren in einer Gebührenordnung 

fest. Diese Gebührenordnung ist der Urversammlung und dem Staatsrat 
zur Genehmigung zu unterbreiten. 

 
 Der Gemeinderat kann die Anschlussgebühren und die jährlich wiederkeh-

renden Gebühren der Teuerung anpassen, wobei der Landesindex der 
Konsumentenpreise massgebend ist. Diese Anpassung verlangt keine 
weiteren Urversammlungsbeschlüsse oder Homologationen. Die Inde-
xierung wird je nach Bedarf angepasst.  

 
Art. 22 Inkrafttreten 
 

 Vorliegendes Reglement gilt für das gesamte Versorgungsgebiet der Ge-
meinde und tritt nach Annahme durch die Urversammlung und nach Ge-
nehmigung durch den Staatsrat in Kraft. Mit dem Inkrafttreten dieses Reg-
lements wird widersprechendes Recht aufgehoben.  

 



 

 

Beraten und beschlossen durch den Gemeinderat von Staldenried an seiner 
Sitzung vom 24. Juli 2001. 
 
 
Genehmigt von der Urversammlung Staldenried am 22. November 2001.  
 
 
 
Genehmigt durch den Staatsrat des Kanton Wallis an seiner Sitzung vom 16. 
Januar 2002. 
 
 
 
 
GEMEINDE  STALDENRIED 
 

 

  Der Präsident: Der Schreiber: 
 
 
 
  Brigger Alban  Furrer Xaver 
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